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Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 


Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 891. Sitzung am 16. Dezember 
2011 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

a) Der Bundesrat sieht als eines der wesentlichen Ziele 
des Gesetzentwurfs, die Landwirtschaftliche Sozial- 
versicherung als eigenständiges soziales Sicherungs- 
system für die Landwirtschaft zu erhalten. Er unter- 
stützt dieses Ziel. Die Bundesregierung will hierzu 
die bisher föderal aufgebaute Landwirtschaftliche 
Sozialversicherung in eine zentrale Organisations- 
struktur überführen. Der Bundesrat verschließt sich 
dem nicht. 

b) Der Bundesrat weist darauf hin, dass die pauschale 
Behauptung, mit einem Bundesträger könne wirt- 
schaftlicher gearbeitet werden, nicht belegt ist. Eine 
Alternative zu einem Bundesträger wäre gewesen, 
den mit dem Gesetz zur Modernisierung des Rechts 
der landwirtschaftlichen Sozialversicherung im Jahr 
2008 eingeschlagenen Reformprozess nicht abzubre- 
chen, sondern wie ursprünglich vorgesehen fortzu- 
führen und nach einer Evaluierung über die weitere 
Richtung zu entscheiden. 

c) Der Bundesrat hält es im Interesse der Stabilität des 
landwirtschaftlichen Sicherungssystems für drin- 
gend geboten, dessen Funktionsfahigkeit zu gewähr- 
leisten und die bisherige Qualität der Versichertenbe- 
treuung so weitgehend wie nur möglich zu erhalten. 
Dazu bedarf es zusätzlicher organisatorischer Vor- 
kehrungen, die sicherstellen, dass die neue Organisa- 
tion sich die über Jahrzehnte gewonnene Erfahrung 
aller wichtigen Akteure in der Landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung, insbesondere auch vor Ort, zu- 


nutze machen kann. Die Beschäftigten und bisher 
Verantwortlichen müssen weiterhin eine gute Pers- 
pektive in ihrer Arbeit sehen können. 

d) Der Bundesrat spricht sich deshalb für eine dekon- 
zentrierte Organisationsstruktur aus, wie sie dem 
Subsidiaritätsprinzip und auch moderner Untemeh- 
mensphilosophie entspricht. Eine solche Struktur be- 
günstigt zudem die Organisation eines Verwaltungs- 
wettbewerbs um die beste und effizienteste 
Aufgabenerledigung (Benchmarking). Der regiona- 
len Ebene ist daher ein hohes Maß an Kompetenzen 
einzuräumen, ohne freilich mögliche Effizienzvor- 
teile in einem Bundesträger zu konterkarieren. 

e) Die Selbstverwaltung der neuen Organisation wird 
insbesondere bei der angestrebten einheitlichen Bei- 
tragsgestaltung in hohem Maße gefordert sein. Ihre 
Entscheidungsprozesse bedürfen daher einer engen 
Anbindung an das Erfahrungs- und Fachwissen vor 
Ort. 

f) Der Bundesrat hält es für erforderlich, die Neuord- 
nung während des gesamten Übergangszeitraums 
durch Bereitstellung zusätzlicher Bundesmittel zu 
flankieren, um zu erwartende besondere Mehrbelas- 
tungen einzelner Gruppen von Landwirten ausglei- 
chen zu können. 

2. Zu Artikel 1 

(§ 4 Absatz 1 Satz 3 und 3a - neu -, Gesetz zur Errich- 
tung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten 

und Gartenbau) 

ln Artikel 1 § 4 ist Absatz 1 wie folgt zu ändern: 

a) ln Satz 3 ist das Wort „Geschäftsstellen“ durch die 
Wörter „Bezirksverwaltungen ohne eigene Rechts- 
persönlichkeit“ zu ersetzen. 
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b) Nach Satz 3 ist folgender Satz einzufügen: 

„Die in den Satzungen der bisherigen landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften genannten weiteren 
Sitze werden Bezirksgeschäftsstellen der Bezirksver- 
waltung.“ 

Begründung 

Die zweistufige Organisation wird im Gesetz selbst fest- 
geschrieben. Danach besteht der Bundesträger aus einer 
Zentrale und den bisherigen Hauptverwaltungen der Trä- 
ger als „Geschäftsstellen“ (Artikel 1 § 4 Absatz 1). Alles 
Übrige regelt ein Organisations- und Standortkonzept, 
das der Errichtungsausschuss vorab konzipiert (Artikel 2 
§ 8 Absatz 2 Nummer 5) und die künftige Selbstverwal- 
tung ab 2013 endgültig festlegt. Aus der Begründung er- 
gibt sich ausdrücklich, dass die Selbstverwaltung nicht 
gehindert ist, Standorte der bisherigen Träger der land- 
wirtschaftlichen Sozialversicherung auch weiterhin aus- 
zuweisen (Begründung zu Artikel 1 § 4 Absatz 1 letzter 
Satz). Aus den unterschiedlichen Bezeichnungen Ge- 
schäftsstelle und Standort ist zu schließen, dass diese 
nicht gleichberechtigt nebeneinander stehen, sondern die 
durch Fusionen zuletzt erreichten Gebietszuschnitte 
(z. B. Hessen, Rheinland-Pfalz und Saarland) als regio- 
nale Untergliederungen weiterhin erhalten bleiben sol- 
len. 

Mit Blick auf die besonderen Strukturen der LSV in ver- 
schiedenen Ländern mit mehreren Verwaltungssitzen ist 
es aus Sicht des Bundesrates geboten, neben der bis- 
herigen Hauptverwaltung die weiteren satzungsmäßigen 
Verwaltungssitze als Standorte beizubehalten. Nur auf 
diese Weise kann die gesetzlich vorgesehene versicher- 
tennahe Betreuung auf regionaler Ebene gesichert wer- 
den. Auch dient dies besonders der Erhaltung einer 
größtmöglichen Anzahl von Arbeitsplätzen an den bis- 
herigen Standorten. 

Ferner sollen in Anlehnung an die Begrifflichkeiten und 
Strukturen der gewerblichen Berufsgenossenschaften die 
bisherigen regionalen Hauptverwaltungen jeweils die 
Bezeichnung „Bezirksverwaltung“ und die weiteren bis- 
herigen Standorte (mit Ausnahme bisheriger Außenstel- 
len) jeweils die Bezeichnung „Bezirksgeschäftsstelle“ 
erhalten. 

3. Zu Artikel 1 

(§ 4 Absatz 1 Satz 4, Absatz la - neu -, Gesetz zur Er- 
richtung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau) 

In Artikel 1 ist § 4 wie folgt zu ändern: 

a) Absatz 1 Satz 4 ist zu streichen. 

b) Nach Absatz 1 ist folgender Absatz einzufügen: 

„(la) Bei den Hauptverwaltungen aller bisherigen 
Träger der landwirtschaftlichen Sozialversicherung 
werden Regionalbeiräte gebildet. Bei der für die Be- 
lange des Gartenbaus zuständigen Geschäftsstelle 
wird ein Beirat für den Gartenbau gebildet. Die Ge- 
schäftsstellen stellen die ortsnahe Betreuung der Ver- 
sicherten in Zusammenarbeit mit den Regionalbeirä- 
ten sicher.“ 


Folgeänderung 
In Artikel 2 ist § 7 zu streichen. 

Begründung 

Die Einrichtung von Regionalbeiräten nur für die Dauer 
der am 1. Januar 2013 laufenden Wahlperiode wird ab- 
gelehnt. Stattdessen sind zur Stärkung der Regionalkom- 
petenz bei den regionalen Geschäftsstellen dauerhaft Re- 
gionalbeiräte einzurichten, denen neben beratenden 
Funktionen vor allem auch Gestaltungs- und Mitspra- 
cherechte in regionalen Präventions- und Versorgungs- 
fragen sowie bei der Besetzung von gehobenen Lei- 
tungsfunktionen der Geschäftsstellen zukommen sollten. 

4. Zu Artikel 1 

(§4 Absatz 1 - Gesetz zur Errichtung der Sozialversiche- 
rung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prüfen, ob 
eine bundeszentrale Betreuung der Gartenbaubetriebe 
auch zukünftig an der künftigen Geschäftsstelle des Gar- 
tenbaus sichergestellt werden kann. 

Begründung 

Den Gartenbaubetrieben aller Sparten sollte die Mög- 
lichkeit gegeben werden, auch künftig die fachliche Be- 
treuung bundeszentral durch die Geschäftsstelle Garten- 
bau wählen zu können. Der LSV-Bereich Gartenbau ist 
bereits bundesunmittelbar organisiert. 

5. Zu Artikel 1 

(§ 4 Absatz la — neu -, Gesetz zur Errichtung der Sozial- 
versicherung für Landwirtschaft, Forsten und Garten- 
bau) 

ln Artikel 1 § 4 ist nach Absatz 1 folgender Absatz ein- 
zufügen: 

„(la) Die Hauptverwaltung überträgt den Geschäfts- 
stellen Budget- und Personalverantwortung für ihren 
Zuständigkeitsbezirk innerhalb der Grenzen der am 
31. Dezember 2012 bestehenden Träger der landwirt- 
schaftlichen Sozialversicherung. Das Nähere regelt das 
Personal-, Organisations- und Standortkonzept.“ 

Begründung 

Zur Erreichung der Unternehmensziele und eigenverant- 
wortlicher Festlegung von regional unterschiedlich not- 
wendigen Geschäftsstrategien ist den Geschäftsstellen 
ein angemessener Handlungsspielraum zuzuweisen. 
Insbesondere ist ihnen im Interesse eines Effizienz för- 
dernden Benchmarkingprozesses unter den einzelnen 
Geschäftsstellen eine eigene Budgetverantwortung mit 
Personalplanungshoheit zuzugestehen. 

6 . Zu Artikel 1 

(§ 7 - Gesetz zur Errichtung der Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau) 

Mitgliedschaften zu bisherigen Versorgungseinrichtun- 
gen müssen berücksichtigt werden. Es ist sicherzustel- 
len, dass die bereits geleisteten Einzahlungen einzelner 
Träger in Pensionsfonds nicht mit einer solchen Rege- 
lung gefährdet werden. 
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Begründung 

Einzelne Träger haben bereits mit einem Beitritt zu einer 
öffentlich-rechtlichen Versorgungseinrichtung frühzei- 
tig Vorkehrungen für Versorgungslasten getroffen. Die 
bisher geleisteten Umlagebeträge dürfen nicht durch die 
Errichtung eines Bundesträgers gefährdet werden. 

7. Zu Artikel 2 

(§ 1 Absatz 1 Satz 3 - neu - bis Satz 5 - neu — , Absatz 3 
Satz 3, Absatz 4, § 3 Absatz 1, Absatz 2 - Gesetz zu 
Übergangsregelungen zur Errichtung der Sozialversiche- 
rung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau) 

Artikel 2 ist wie folgt zu ändern: 

a) § 1 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Dem Absatz 1 sind folgende Sätze anzufügen: 

„§ 18 Absatz 2 des Beamtenstatusgesetzes gilt 
für die nach Satz 1 übergetretenen Dienstord- 
nungsangestellten und die nach § 16 Absatz 1 
des Beamtenstatusgesetzes in den Dienst der So- 
zialversicherung für Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau übergetretenen Beamtinnen und 
Beamten mit der Maßgabe, dass der oder die 
Betroffene das 55. Lebensjahr vollendet haben 
und die Zustimmung der oder des Betroffenen 
zur Ruhestandsversetzung vorliegen muss. Be- 
reits vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes mit 
dem bisherigen Träger der landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung nach landesrechtlichen Re- 
gelungen getroffene Vereinbarungen zur Aus- 
gestaltung der Altersteilzeit und zum Eintritt in 
den Ruhestand gelten fort. Für Beamtinnen, 
Beamte und Dienstordnungsangestellte nach 
Satz 3, die vor dem 1. Januar 1958 geboren 
sind, gelten günstigere Regelungen des für sie 
bisher geltenden Landesrechts bezüglich der Al- 
tersgrenze zum Eintritt in den Ruhestand ohne 
Versorgungsabschlag fort.“ 

bb) In Absatz 3 Satz 3 sind nach dem Wort „ihnen“ 
die Wörter „nach Maßgabe des Absatzes 4“ ein- 
zufügen. 

cc) In Absatz 4 ist das Wort „Anwendung.“ durch 
die Wörter „Anwendung, soweit dieses Gesetz 
keine günstigere Regelung vorsieht.“ zu erset- 
zen. 

b) § 3 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Absatz 1 sind die Wörter „die Dienstordnung 
des Spitzenverbandes der landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung,“ durch die Wörter „die je- 
weilige Dienstordnung der ehemaligen Anstel- 
lungskörperschaft weiter,“ zu ersetzen. 

bb) In Absatz 2 sind die Wörter „Für Beschäftige 
der Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau gelten die bei dem Spit- 
zenverband“ durch die Wörter „Absatz 1 gilt 
entsprechend für die Beschäftigten der Sozial- 
versicherung für Landwirtschaft, Forsten und 
Gartenbau bezüglich der bei den bisherigen Trä- 
gem“ zu ersetzen. 


Begründung 

Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung soll die 
Überführung der bisherigen Träger der landwirtschaft- 
lichen Sozialversicherung zur Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau für die Beschäf- 
tigten sozialverträglich gestaltet werden. Dazu sind 
jedoch die bislang im Gesetzentwurf enthaltenen per- 
sonalrechtlichen Übergangsvorschriften noch nicht aus- 
reichend, um unzumutbare Härten abzuwenden. 

Zu Buchstabe a 

Die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand kann im 
Einzelfall zu enonnen Einkommenseinbußen führen. 
Deren Möglichkeit ist daher unter den Vorbehalt der 
Zustimmung der bzw. des Betroffenen zu stellen. Aller- 
dings wäre es der Bevölkerung vor dem Hintergrund der 
in den vergangenen Jahren verlängerten Lebensarbeits- 
zeit nicht zu vermitteln, wenn noch relativ junge Beam- 
tinnen, Beamte und Dienstordnungsangestellte in den 
Ruhestand versetzt würden. Deshalb ist hier ein Min- 
destalter von 55 Jahren festzusetzen. 

Aus Gründen des Vertrauensschutzes sind den ruhe- 
standsnahen Jahrgängen (vor dem 1. Januar 1958 Gebo- 
rene) die bisherigen Rahmenbedingungen zum Eintritt in 
den Ruhestand ohne Versorgungsabschlag zu belassen. 
So ist z. B. in Bayern Beamten, die eine bestimmte 
Dienstzeit abgeleistet haben, der Eintritt in den Ruhe- 
stand bereits mit Vollendung des 64. Lebensjahres ab- 
schlagsfrei möglich. 

Zu Buchstabe b 

Auch ist sicherzustellen, dass im Verhältnis zwischen 
diesem Gesetz und dem anzuwendenden Tarifvertrag zur 
Regelung arbeitsrechtlicher Auswirkungen bei der Ver- 
einigung von Trägern der landwirtschaftlichen Sozial- 
versicherung nicht jeweils ungünstigere Regelungen An- 
wendung finden. 

Im Sinne des Eintritts der Sozialversicherung für Land- 
wirtschaft, Forsten und Gartenbau in die bisherigen 
Dienstverhältnisse der LSV-Träger ist es erforderlich, 
die bisher bei den LSV-Trägem bestehenden Dienstord- 
nungen bis zum Abschluss einer neuen, einheitlichen 
Dienstordnung fortgelten zu lassen. Zudem erscheint es 
unzweckmäßig und intransparent, wenn ein Angestellter 
binnen weniger Monate bis zu drei verschiedenen 
Dienstordnungen untersteht. 

Ebenso erscheint es für das Zusammenwachsen der Be- 
legschaft nicht zweckmäßig, zunächst ausschließlich die 
Dienstvereinbarungen des bisherigen LSV-Spitzenver- 
bandes anzuwenden. Aus den ausdrücklichen Regelun- 
gen heraus, dass der neu errichtete Bundesträger in die 
Rechte und Pflichten der bisher selbständigen regionalen 
Träger einzutreten hat (insbesondere Artikel 1 § 3 Ab- 
satz 2), muss dies auch für die Fortgeltung der Dienst- 
vereinbarungen gelten und zwar bis zu dem Zeitpunkt, 
der sich durch das Zustandekommen einer neuen Dienst- 
vereinbarung zwischen dem Dienststellenleiter des 
LSV-Bundesträgers und der hierfür zuständigen Per- 
sonalvertretung bestimmt. 
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8 . Zu Artikel 2 

(§ 1 Absatz 3 Satz 5 - Gesetz zu Übergangsregelungen 
zur Errichtung der Sozialversicherung für Landwirt- 
schaft, Forsten und Gartenbau) 

In Artikel 2 § 1 Absatz 3 Satz 5 sind die Wörter „ein 
Drittel des Erhöhungsbetrages“ durch die Wörter „die 
Erhöhungsbeträge“ zu ersetzen. 

Begründung 

Ausgleichszahlungen werden gewährt, wenn eine tarif- 
rechtlich gleichwertige Tätigkeit an Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer im Zuge des Übergangs in den 
Dienst der Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau nicht ermöglicht werden kann. 
Diese Ausgleichszahlung ist für einen Übergangszeit- 
raum sicher gerechtfertigt, ist aber schnellstmöglich ab- 
zubauen, um insbesondere das Ziel des Effizienzgewin- 
nes und Abbau der Verwaltungskosten nicht zu 
gefährden. 

9. Zu Artikel 2 

(§ 1 Absatz 5 Satz 1 - Gesetz zu Übergangsregelungen 
zur Errichtung der Sozialversicherung für Landwirt- 
schaft, Forsten und Gartenbau) 

In Artikel 2 § 1 Absatz 5 Satz 1 sind nach dem Wort 
„Sozialversicherung“ die Wörter „und den am 31. De- 
zember 2012 dorthin abgeordneten Beschäftigten der 
bisherigen Träger der landwirtschaftlichen Sozialversi- 
cherung“ einzufügen. 

Begründung 

Nach der Begründung im Gesetzentwurf sollen die Be- 
schäftigten des Spitzenverbandes der landwirtschaft- 
lichen Sozialversicherung und die dorthin abgeordneten 
Beschäftigten der LSV-Träger hinsichtlich der Weiter- 
zahlung der Verbandszulage gleichgestellt sein. Der 
Wortlaut im Gesetzestext widerspricht dem und ist ent- 
sprechend zu ergänzen. 

10. Zu Artikel 2 

(§ 2 Absatz 2 - neu -, Gesetz zu Übergangsregelungen 
zur Errichtung der Sozialversicherung für Landwirt- 
schaft, Forsten und Gartenbau) 

Artikel 2 § 2 ist wie folgt zu ändern: 

a) Dem bisherigen Text ist das Absatzzeichen „(1)“ 
voranzustellen. 

b) Folgender Absatz ist anzufügen: 

„(2) Bei jeder Geschäftsstelle nimmt die Ge- 
schäftsführerin oder der Geschäftsführer des ent- 
sprechenden bisherigen Trägers der landwirtschaft- 
lichen Sozialversicherung, die oder der am 
31. Dezember 2012 amtiert, bis zum Ablauf der am 
1. Januar 2013 laufenden Wahlperiode der Selbst- 
verwaltungsorgane der Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau die haupt- 
amtliche Leitung der Geschäftsstelle wahr. Ihre 
beziehungsweise seine Stellvertretung nimmt im 
selben Zeitraum die stellvertretende Geschäftsfüh- 
rerin oder der stellvertretende Geschäftsführer des 
entsprechenden bisherigen Trägers der landwirt- 


schaftlichen Sozialversicherung, die oder der am 
3 1 . Dezember 2012 amtiert, wahr.“ 

Begründung 

Nach der Begründung im Gesetzentwurf der Bundesre- 
gierung zu § 2 soll durch die vorgesehene Regelung die 
bisherige Fühlung des Spitzenverbandes der landwirt- 
schaftlichen Sozialversicherung die entsprechenden 
Aufgaben bei der Sozialversicherung für Landwirt- 
schaft, Forsten und Gartenbau übernehmen, um die in 
der Anlaufphase des neuen Sozialversicherungsträgers 
erforderliche personelle Kontinuität an der Verwal- 
tungsspitze zu gewährleisten. Dies ist auch auf Ebene 
der Geschäftsstellen geboten. 

11. Zu Artikel 2 

(§ 7 Absatz 4 — Gesetz zu Übergangsregelungen zur Er- 
richtung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung zu prüfen, ob 
für den fachkompetent besetzten Beirat Gartenbau 
sichergestellt werden kann, dass auch weiterhin eine 
Erarbeitung von Unfallverhütungsvorschriften für alle 
Gartenbausparten erfolgen kann. Hierzu gehören neben 
der Schwerpunktsetzung und Ausgestaltung der Arbeit 
des Sicherheitstechnischen Dienstes ebenso das Ar- 
beitsschutzmanagementsystem sowie das Vorschlags- 
recht für die Weiterentwicklung des solidarischen 
Beitragsmaßstabs der Gartenbau-Berufsgenossenschaft 
auf der Basis von realen Arbeitswerten für alle Garten- 
bausparten. 

Begründung 

Das auch von wissenschaftlicher Seite gelobte 
Beitragssystem der Gartenbau-Berufsgenossenschaft 
sollte sichergestellt werden, damit der zukunftswei- 
sende Maßstab für alle Gartenbaubetriebe erhalten 
bleibt. 

12. Zu Artikel 2 

(§ 8 Absatz 1 Satz 3 und 4 - Gesetz zu Übergangsrege- 
lungen zur Errichtung der Sozialversicherung für Land- 
wirtschaft, Forsten und Gartenbau) 

In Artikel 2 § 8 Absatz 1 sind die Sätze 3 und 4 wie 
folgt zu fassen: 

„Die Vertreterversammlungen der landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften wählen aus ihrer Mitte und ih- 
ren Vorständen 18 weitere Mitglieder. Jede der am 
31. Dezember 2012 bestehenden Verwaltungsgemein- 
schaft von Trägem der landwirtschaftlichen Sozialver- 
sicherung ist mit drei Mitgliedern vertreten, die unter- 
schiedlichen Gruppen angehören.“ 

Begründung 

Der Errichtungsausschuss muss einer angemessenen 
Vertretung der einzelnen Regionen gerecht werden, da 
dieser grundlegende Entscheidungen vorbereitet. Dabei 
ist der Begriff der Vorbereitung weit zu fassen, denn 
diese Vorbereitungen sind richtungsweisend. In Anleh- 
nung an die Zusammensetzung des Vorstandes ist hier 
eine ähnliche Regelung für die Zusammensetzung zu 
treffen. 
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13. Zu Artikel 2 

(§ 8 Absatz 5 - neu -, Gesetz zu Übergangsregelungen 
zur Errichtung der Sozialversicherung für Landwirt- 
schaft, Forsten und Gartenbau) 

In Artikel 2 § 8 ist nach Absatz 4 folgender Absatz an- 
zufügen: 

„(5) Zur Vorbereitung der Entscheidungen des Er- 
richtungsausschusses wird ein Lenkungsausschuss ge- 
bildet. Die Mitglieder der Direktorenkonferenz des 
Spitzenverbandes der landwirtschaftlichen Sozialver- 
sicherung werden Mitglieder des Lenkungsausschus- 
ses.“ 

Begründung 

Nach der vorgesehenen Regelung sollen dem Errich- 
tungsausschuss ausschließlich Ehrenamtliche angehö- 
ren, eine Einbeziehung der Direktorenkonferenz des 
Spitzenverbandes der landwirtschaftlichen Sozialver- 
sicherung in den Aufbau des Bundesträgers ist dagegen 
nicht vorgesehen. 

Deren Erfahrungen sind jedoch zwingend für die Neu- 
ordnung der Organisationsstrukturen. Aber auch mit 
Blick auf die Wahrung der Belange der Beschäftigten 
der Träger der landwirtschaftlichen Sozialversicherung 
insbesondere bei der Ausarbeitung eines Entwurfs eines 
Personal-, Organisations- und Standortkonzepts sollte 
auf eine Beteiligung der Direktorenkonferenz beim 
Aufbau des Bundesträgers nicht verzichtet werden. 

14. Zu Artikel 2 

(§ 9 - Gesetz zu Übergangsregelungen zur Errichtung 
der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und 
Gartenbau) 

In Artikel 2 ist § 9 wie folgt zu ändern: 
a) Absätze 1 und 2 sind wie folgt zu fassen: 

„(1) Die Haushaltspläne der landwirtschaftlichen 
Alterskassen, der landwirtschaftlichen Krankenkas- 
sen und der landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften für das Haushaltsjahr 2013 sind abwei- 
chend von § 7 1 d Satz 3 des Vierten Buches 
Sozialgesetzbuch so rechtzeitig von den Vorständen 
aufzustellen, dass sie am 1. Oktober 2012 den Auf- 
sichtsbehörden vorgelegt werden können. Im Übri- 
gen bleibt § 7 1 d des Vierten Buches Sozialgesetz- 
buch unberührt. 

(2) Die durch die Vertreterversammlungen der 
landwirtschaftlichen Alterskassen, der landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen und der landwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaften festgestellten und 
von den Aufsichtsbehörden im Benehmen mit dem 
Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz genehmigten Haushaltspläne 
nach Absatz 1 sind zusammen mit den für das Haus- 
haltsjahr 2013 festgestellten Haushaltsplänen der 
landwirtschaftlichen Pflegekassen dem Spitzenver- 
band der landwirtschaftlichen Sozialversicherung 
bis zum 15. Dezember 2012 als Teilhaushaltspläne 
zur Zusammenführung zu einem Haushaltsplan der 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und 
Gartenbau zu übermitteln.“ 


b) Absatz 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung soll der 
Haushaltsplan der Sozialversicherung für Landwirt- 
schaft, Forsten und Gartenbau für das Haushaltsjahr 
2013 vom Vorstand des Spitzenverbandes der landwirt- 
schaftlichen Sozialversicherung aufgestellt und von der 
Vertreterversammlung des Spitzenverbandes der land- 
wirtschaftlichen Sozialversicherung festgestellt werden. 
Für das Genehmigungsverfahren soll das Bundesver- 
sicherungsamt im Einvernehmen mit dem Bundesminis- 
terium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher- 
schutz zuständig sein. 

Nachdem im Jahr 2012 noch Länderzuständigkeiten in 
der landwirtschaftlichen Sozialversicherung bestehen, 
ist das Genehmigungsverfahren entsprechend den bis- 
herigen Regelungen durchzuführen. Die von § 7 1 d 
Satz 3 SGB IV abweichende Frist zur Vorlage der 
Haushaltspläne ist geboten, um eine rechtzeitige Zu- 
sammenführung der Haushaltspläne für das Geschäfts- 
jahr 2013 zu einem Haushaltsplan der Sozialversiche- 
rung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau zu 
gewährleisten. 

15. Zu Artikel 2 

(§ 10 Absatz 3 - Gesetz zu Übergangsregelungen zur 
Errichtung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau) 

In Artikel 2 § 10 ist Absatz 3 wie folgt zu fassen: 

„(3) Die dem Zuständigkeitsbereich einer am 
31. Dezember 2012 bestehenden landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaft und landwirtschaftlichen Kran- 
kenkasse als Sondervermögen zuzuordnenden Betriebs- 
mittel ergeben sich aus der Differenz zwischen den am 
31. Dezember 2012 bei der landwirtschaftlichen Be- 
rufsgenossenschaft und landwirtschaftlichen Kranken- 
kasse vorhandenen Betriebsmitteln und dem Anteil an 
den von der Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau benötigten Betriebsmittel, der 
sich nach den für das Jahr 2012 geltenden Umlage- 
schlüsseln des Spitzenverbands der landwirtschaft- 
lichen Sozialversicherung jeweils ergeben würde. Die 
Höhe der von der Sozialversicherung für Landwirt- 
schaft, Forsten und Gartenbau benötigten Betriebsmit- 
tel für die landwirtschaftliche Unfallversicherung und 
die landwirtschaftliche Krankenversicherung beschließt 
der Vorstand des Spitzenverbands der landwirtschaft- 
lichen Sozialversicherung bis zum 31. Oktober 2012. 
Negative Sondervennögen sind in den jeweiligen Zu- 
ständigkeitsbereichen der am 31. Dezember 2012 be- 
stehenden landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaf- 
ten oder landwirtschaftlichen Krankenkassen bis zum 
Ablauf des Übergangszeitraums durch Beiträge aufzu- 
bringen.“ 

Begründung 

Für jeden bisherigen Zuständigkeitsbereich sollte nach 
den für das Jahr 2012 geltenden Verbandsumlage- 
schlüsseln die anteilige Höhe der für die LUV und 
LKV notwendigen Betriebsmittel festgelegt werden, 
die am 1. Januar 2013 zum Aufbau der notwendigen 
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Betriebsmittel der Sozialversicherung für Landwirt- 
schaft, Forsten und Gartenbau benötigt werden. Die 
darüber hinausgehenden bzw. fehlenden Betriebsmittel 
und liquiden Rücklagen bilden die positiven oder nega- 
tiven Sondervermögen der bisherigen Zuständigkeits- 
bereiche; negative Sondervermögen sind bis zum Ab- 
lauf der Übergangszeit aufzubringen. Wenn mit etwa 
unzureichenden Betriebsmittelbeständen keine regiona- 
len Nachteile verbunden sind, besteht ohne eine Quo- 
tenregelung die Gefahr, dass vorhandene Mittel bis zum 
31. Dezember 2012, zum Beispiel durch Beitragssen- 
kungen, verbraucht werden und die SVLFG über keine 
ausreichende Liquidität verfügt. 

Die Höhe der notwendigen Betriebsmittel und liquiden 
Rücklagen sollte nicht durch Gesetz, sondern durch die 
Selbstverwaltung festgelegt werden, zumal sie durch 
bundeseinheitliche Fälligkeitsregelungen veränderbar 
sind. 

16. Zu Artikel 2 

(§11- neu -, Gesetz zu Übergangsregelungen zur Er- 
richtung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau) 

Dem Artikel 2 ist folgender § 1 1 anzufügen: 

„§ 11 

Die Bundesregierung flankiert die Neuordnung der 
Organisation der landwirtschaftlichen Sozialversiche- 
rung für die Übergangszeit bis 2017 mit einem Zu- 
schuss zur landwirtschaftlichen Sozialversicherung in 
Höhe von 200 Millionen Euro pro Jahr.“ 

Begründung 

Der Bund hat weitere erhöhte Zahlungen für die land- 
wirtschaftliche Unfallversicherung von der Bildung ei- 
nes Bundesträgers abhängig gemacht. Diese Organisa- 
tionsreform soll mit dem vorliegenden Gesetzentwurf 
vollzogen werden. Um Planungssicherheit herzustellen, 
sollte der Bund seiner Zusicherung nachkommen und 
die Bundesmittel rechtlich verankern. 

17. Zu Artikel 3 Nummer 2a - neu - (§ 5 SGB VII) 

ln Artikel 3 ist nach Nummer 2 folgende Nummer ein- 
zufügen: 

,2a. In § 5 wird die Angabe „0,25“ durch die Angabe 
„1,0“ ersetzt. 1 

Begründung 

Für land- und forstwirtschaftliche Unternehmer gilt der 
Grundsatz der Zwangsversicherung bei der landwirt- 
schaftlichen Unfallversicherung. Grundlage für diese 
Regelung war unter anderem der Aspekt, dass die land- 
und forstwirtschaftlichen Unternehmer wie Beschäf- 
tigte tätig sind. Dies sollte den Unfallversicherungs- 
schutz erhöhen. In der landwirtschaftlichen Unfallver- 
sicherung stellt die Versicherung der Unternehmer eine 
Ausnahme vom unfallversicherungsrechtlichen Grund- 
satz dar. Unternehmer genießen grundsätzlich nicht 
kraft Gesetz Unfallversicherungsschutz. 

Aktuell führt die gesetzliche Grenze bei Kleinstunter- 
nehmen und Hobby-Land- und Forstwirten zu unbil- 


ligen Härtefällen. Der Beitrag übersteigt den Nutzen 
unverhältnismäßig. Durch die Beitragsbelastungen 
kommt es verschiedentlich zur Aufgabe der Tätigkeit 
bzw. der Haltung der Tiere. Diese Problematik soll 
durch eine erweiterte Möglichkeit der Befreiung von 
der Versicherungspflicht beseitigt werden. 

Das Schutzziel des Gesetzgebers wird durch die beste- 
hende Regelung zum Teil überdehnt. In diesem Zusam- 
menhang ist anzumerken, dass die genannten Probleme 
u. a. entstehen, weil die Überschreitung dieser Fläche 
als alleiniges Indiz für das Vorliegen einer Bodenbe- 
wirtschaftung genutzt wird. Die Tatbestandsmerkmale 
„planmäßige wirtschaftliche Tätigkeit von nicht ganz 
kurzer Dauer und einigem Umfang“ und „aktives Han- 
deln“ werden nicht ausreichend geprüft bzw. zu groß- 
zügig bejaht. Bei forstwirtschaftlichen Grundstücken 
schließt darüber hinaus ein Nichtbearbeiten die Unter- 
nehmereigenschaft nicht aus. 

Den Bewirtschaftern von Kleinstflächen, die diese in 
nicht nennenswertem Umfang nutzen oder bewirtschaf- 
ten, wird mit der Anhebung der Versicherungsbefrei- 
ungsgrenze so die Möglichkeit eröffnet, selbst über 
eine Schutzbedürftigkeit in der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung zu entscheiden. 

18. Zu Artikel 3 Nummer 19, Nummer 19a - neu - 
bis 19c - neu - 

(Überschrift Abschnitt 3a des Fünften Kapitels, 
§§ 143a bis 143 i SGB VII) 

In Artikel 3 ist Nummer 19 durch folgende Nummern 
zu ersetzen: 

,19. Die Angabe zum Abschnitt 3a des Fünften Kapi- 
tels wird wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 3a 

Regionale Geschäftsstellen der landwirtschaftli- 
chen Sozialversicherung“. 

19a. § 143a wird wie folgt gefasst: 

„§ 143a 

Rechtsstellung und Aufgaben 

(1) Die Geschäftsstellen erledigen in ihrem Zu- 
ständigkeitsbereich die 

— Aufklärung, Auskunft und Beratung der Ver- 
sicherten nach §§ 13 bis 15 des Ersten Buches 
Sozialgesetzbuch, 

- Bearbeitung und Entscheidungen über die Fest- 
stellung der Versicherungspflicht, Versiche- 
rungsfreiheit und -befreiung, 

- Gewährung von Leistungen an Versicherte 
nach den Vorschriften des Siebten und Elften 
Buches Sozialgesetzbuch sowie des Gesetzes 
über die Alterssicherung der Landwirte, des 
Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Landwirte und des Zweiten Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte (KVLG 
1989), 

- Präventionsaufgaben nach §§14 bis 25 des 
Siebten Buches Sozialgesetzbuch, 
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- Pflegeberatung nach § 7a des Elften Buches 
Sozialgesetzbuch, 

- Aufgaben der Landesverbände nach § 36 
KVLG 1989 und § 52 des Elften Buches So- 
zialgesetzbuch. 

(2) Die Geschäftsführer werden im Einverneh- 
men mit den Regionalbeiräten bestellt.“ 

19b. § 143b wird wie folgt gefasst: 

„§ 143 b 

Regionalbeiräte 

(1) Bei den Hauptverwaltungen aller bisherigen 
Träger der landwirtschaftlichen Sozialversiche- 
rung werden Regionalbeiräte eingerichtet. Die 
Regionalbeiräte bestehen je zu einem Drittel aus 
Vertretern der Versicherten, der Arbeitgeber und 
Selbstständigen ohne fremde Arbeitskräfte. Der 
Beirat für die bisherige Sozialversicherung für den 
Gartenbau setzt sich je zu Hälfte aus Vertretern der 
Versicherten und der Arbeitgeber zusammen. 

(2) Die Vertreter der Versicherten, der Arbeitge- 
ber und der Selbstständigen ohne fremde Arbeits- 
kräfte in der Vertreterversammlung wählen ge- 
trennt die Vertreter ihrer Gruppe in den jeweiligen 
Beirat. Das Nähere bestimmt die Satzung. 

(3) Die Regionalbeiräte nehmen folgende Auf- 
gaben wahr: 

1 . Gestaltung regionaler Maßnahmen zur Präven- 
tion, 

2. Pflege der Verbindung zu den Sozialpartnern 
auf regionaler Ebene, 

3. Abgabe von Stellungnahmen gegenüber Vor- 
stand und Geschäftsführung, 

4. sonstige durch Gesetz oder Satzung bestimmte 
Aufgaben. 

(4) Die Regionalbeiräte haben ein Vorschlags- 
recht 

1. zur Festsetzung der Umlage nach §221 Ab- 
satz 3 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch, 

2. zur Festsetzung der Beiträge nach § 64 Ab- 
satz 1 des Zweiten Gesetzes über die Kranken- 
versicherung der Landwirte und 

3. zu Entnahmen aus dem Sondervermögen für 
ihren Zuständigkeitsbereich. 

(5) Der Beirat für den Gartenbau hat ein 
Vörschlagsrecht bei Unfallverhütungsvorschriften 
nach § 15 Absatz la des Siebten Buches Sozial- 
gesetzbuch, die ausschließlich auf Unternehmen 
des Gartenbaus anzuwenden sind. 

(6) Entscheidungen der Selbstverwaltungsor- 
gane der Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau, die von den Vorschlägen 
der Beiräte nach Absatz 4 Nummer 3 abweichen, 
bedürfen einer Mehrheit von mindestens 60 Pro- 
zent der Stimmen der satzungsmäßigen Mitglie- 
derzahl.“ 


19c. Die §§ 143c bis 143i werden aufgehoben. 1 
Folgeänderung 

ln Artikel 3 Nummer 1 ist Buchstabe f wie folgt zu fas- 
sen: 

,f) Die Angaben zu Abschnitt 3a des Fünften Kapitels 
werden wie folgt gefasst: 

„Abschnitt 3 a Regionale Geschäftsstellen der land- 
wirtschaftlichen Sozialversicherung 

§ 143 a Rechtsstellung und Aufgaben 
§ 143b Regionalbeiräte 
§§ 143c bis 143i weggefallen“. 1 
Begründung 
Zu § 143a 

Im Gesetzentwurf fehlt eine Klarstellung der Rolle der 
„Geschäftsstellen“ im „zweistufigen Aufbau“. Damit 
die regionale Betreuung der Versicherten auch bei Be- 
stehen eines Bundesträgers gewährleistet ist, sollten die 
zentralen Versichertenangelegenheiten auf der regio- 
nalen Ebene verbleiben und dort entschieden werden 
können. Die Eigenverantwortung, Kompetenz und Mo- 
tivation werden damit auf der Geschäftsstellenebene 
gestärkt. Gestaltungsspielräume auf der regionalen 
Ebene sind auch im Interesse der Versicherten. 

Die Zuständigkeitsverteilung bei den Geschäftsstellen 
muss mit einer dezentralen regionalen Führungsstruktur 
korrespondieren. Durch das Einvernehmen der Regio- 
nalbeiräte wird die regionale Kompetenz der Geschäfts- 
führer bei den Geschäftsstellen sichergestellt. 

Zu § 143 b 

Die Regionalbeiräte sollen dauerhaft weitreichende Ge- 
staltungs- und Mitspracherechte in regionalen Belangen 
erhalten, damit diese ausreichend Berücksichtigung fin- 
den. 

19. Zu Artikel 3 Nummer 30 

(§ 187a Absatz 1 Satz 3 SGB VII), 

Zu Artikel 4 Nummer 25 (§ 79 Absatz 1 Satz 3 ALG), 

Zu Artikel 5 Nummer 11 

(§ 18a Absatz 1 Satz 3 KVLG 1989) 

In Artikel 3 Nummer 30 § 187a Absatz 1 Satz 3, Arti- 
kel 4 Nummer 25 § 79 Absatz 1 Satz 3 und Artikel 5 
Nummer 11 § 18a Absatz 1 Satz 3 sind jeweils nach 
den Wörtern „an den Deutschen Bundestag“ die Wörter 
„und an den Bundesrat“ einzufügen. 

Begründung 

Zur Wahrung der Belange der Beschäftigten der ehe- 
maligen regionalen Träger ist es erforderlich, dass die 
Länder auch weiterhin die notwendigen Informationen 
über die Entwicklung der Verwaltungs- und Verfahrens- 
kosten der landwirtschaftlichen Sozialversicherung er- 
halten. 

20. Zu Artikel 3 Nummer 31 Buchstabe d 

(§ 197 Absatz 4 Satz 2 SGB Vll) 

ln Artikel 3 Nummer 31 Buchstabe d § 197 Absatz 4 
Satz 2 sind die Wörter „und durch die Finanzbehörden 
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zur Feststellung der Steuerpflicht oder zur Steuererhe- 
bung“ zu streichen. 

Begründung 

Durch Änderung des § 197 SGB VII soll eine durch das 
Jahressteuergesetz 2009 eingefugte Bestimmung durch 
die Formulierung „... und durch die Finanzbehörden zur 
Feststellung der Steuerp flicht oder zur Steuererhebung 
genutzt werden“ ausgeweitet werden. 

Damit würde der Zugriff von Finanzämtern auf Daten 
der Sozialversicherung weiter ausgebaut. Landwirten 
bzw. Betrieben wird nicht vermittelbar sein, dass Daten 
der Flurbereinigungs- und Vermessungsverwaltung 
über den Umweg der Sozialversicherung ohne ihre 
Kenntnis oder Einwilligung von Finanzämtern zur Be- 
steuerung herangezogen werden können. Die Rechts- 
grundlage zur Datenweitergabe der Flurbereinigungs- 
und Vermessungsdaten an die Finanzbehörden sollte 
keineswegs, unter praktischer Ausschaltung der Betrof- 
fenen, in einem Sozialgesetz verankert werden und 
über den Umweg der Sozialversicherung erfolgen. Da- 
her ist die Bestimmung der Datenweitergabe zur Fest- 
stellung der Steuerpflicht oder zur Steuererhebung zur 
Gänze aus § 197 Absatz 4 SGB V1I-E wieder herauszu- 
nehmen. 

21. Zu Artikel 3 Nummer 34 (§ 221 Absatz 3 SGB VII) 

In Artikel 3 Nummer 34 § 221 ist Absatz 3 wie folgt zu 
ändern: 

a) In Satz 1 sind nach den Wörtern „Umlagejahre 
2012“ die Wörter „und 2013“ einzufugen. 

b) In Satz 2 sind nach den Wörtern „Ausgleichsjahre 
2012“ die Wörter „und 2013“ einzufugen. 

Begründung 

Die Erhebung der Umlage 2013 auf der Grundlage der 
bundeseinheitlichen Beitragsberechnungsgrundlagen er- 
scheint unrealistisch. Nach Auskunft des Gutachters 
Prof. Dr. Bahrs wird eine Umstellung der vorhandenen 
Datenbestände der Träger auf den neu zu entwickeln- 
den Beitragsmaßstab frühestens Ende 2012 beginnen 
können. Gleichzeitig müssen die IT-Programme in ein 
neues System (SAP-Produkte) überführt werden, dabei 
sind Anpassungsprobleme und Zeitverzögerungen nicht 
auszuschließen. Nur bei idealem Verlauf ist das Zieljahr 
2014 erreichbar. 

22. Zu Artikel 3 Nummer 34 (§ 221 Absatz 4 SGB VII) 

Nummer 35 (§ 221b Absatz 1, Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1, 

Nummer 2 SGB VII) 

Artikel 5 Nummer 30 (§ 64 Absatz 1 Satz 1, Satz 2 
Absatz 2, Absatz 3 Satz 1 
Nummer 1 KVLG 1989) 

a) Artikel 3 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 34 § 221 Absatz 4 sind die Angabe 
„31. Oktober 2013“ durch die Angabe „31. Ok- 
tober 2014“ und die Angabe „2013“ durch die 
Angabe „2014“ zu ersetzen. 


bb) Nummer 35 § 221b ist wie folgt zu ändern: 

aaa) In Absatz 1 ist die Angabe „2013“ durch 
die Angabe „2014“ zu ersetzen. 

bbb) In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 ist je- 
weils die Angabe „2012“ durch die An- 
gabe „2013“ zu ersetzen. 

b) Artikel 5 Nummer 30 § 64 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Absatz 1 ist wie folgt zu ändern: 

aaa) In Satz 1 sind die Angabe „31. Oktober 
2013“ durch die Angabe „31. Oktober 
2014“ und die Angabe „1. Januar 2014“ 
durch die Angabe „1. Januar 2015“ zu er- 
setzen. 

bbb) In Satz 2 ist die Angabe „3 1 . Dezember 
2013“ durch die Angabe „31. Dezember 
2014“ zu ersetzen. 

bb) In Absatz 2 ist die Angabe „2014“ durch die 
Angabe „2015“ zu ersetzen. 

cc) In Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 ist die Angabe 
„2013“ durch die Angabe „2014“ zu ersetzen. 

Begründung 

Nach dem Gesetzentwurf hat die Vertreterversammlung 
bis 31. Oktober 2013 die ab der Umlage 2013 für die 
landwirtschaftliche Unfallversicherung anzuwenden- 
den Berechnungsgrundlagen nach § 182 Absatz 2 bis 7 
SGB VII festzulegen. Diese Frist ist nicht ausreichend, 
eine Verlängerung bis 31. Oktober 2014 wird als zwin- 
gend notwendig erachtet. 

Das gewählte Angleichungsmodell für die Übergangs- 
zeit setzt voraus, dass der bundeseinheitliche Beitrags- 
maßstab zu Beginn der Übergangszeit beschlossen und 
umgesetzt ist. Andernfalls kann der Zielbeitrag und der 
für die Übergangszeit relevante betriebsindividuelle 
Angleichungssatz nicht ermittelt werden. Eine konkrete 
Zeitplanung und die technischen Grundlagen für eine 
Beitragsgleichbehandlung (Vereinheitlichung Leis- 
tungsschlüsselung, Voraussetzung Erfassungsgleichbe- 
handlung etc.) liegen noch nicht vor. 

Die Entwicklung der IT-Anwendungssysteme, die sich 
nicht nur auf den Bereich der Unfallversicherung be- 
schränken kann, ist vielfältig und komplex. Eine Reali- 
sierung des bundeseinheitlichen Beitragsmaßstabs bis 
zum Beginn der jetzt vorgesehenen Übergangszeit wird 
daher als sehr unwahrscheinlich angesehen. Die Ziel- 
setzung „gleicher Beitrag für identische Betriebe“ 
bedarf aus Akzeptanzgründen umfangreicher Erörte- 
rungen nicht nur auf Ebene der beschließenden Selbst- 
verwaltungsgremien. Einzubeziehen sind auch die Re- 
gionalbeiräte und der Berufsstand. 

Die mit dem Lastenausgleichsverfahren erstmals er- 
folgte Umverteilung zur Stärkung der innerlandwirt- 
schaftlichen Solidarität führte beim Berufsstand zu hef- 
tigen Reaktionen und teilweise zu Unmut. Im Rahmen 
der Lastenverteilung werden im Jahr 2011 rund 40 Mio. 
Euro umverteilt. Bei einem bundeseinheitlichen Bei- 
tragsmaßstab geht es aber um ein Umverteilungsvolu- 
men in Höhe des gesamten Umlagesolls, also aktuell 
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rund 800 Millionen Euro. Auch wenn eine schrittweise 
Beitragsangleichung vorgesehen ist, muss der Beitrags- 
bemessungsmaßstab des LSV-Bundesträgers auf Basis 
eines wissenschaftlichen Gutachtens konzipiert wer- 
den. Im Vorfeld eines derartigen Gutachtens ist von den 
Entscheidungsträgem festzulegen, mit welchen Zielen 
die Einführung eines bundeseinheitlichen Beitragsmaß- 
stabes erfolgen soll. Konkrete Zielvorstellungen liegen 
aber noch nicht vor. Den Entscheidungsträgem muss 
deshalb eine angemessene Zeitspanne eingeräumt wer- 
den, einzelbetriebliche Szenarioberechnungen in ihre 
Überlegungen einzubeziehen. 

Die Fordemng nach einer Verschiebung der Übergangs- 
zeit für die landwirtschaftliche Krankenversicherung 
auf das Jahr 2015 folgt der Fordemng zur Verschiebung 
der Übergangszeit in der landwirtschaftlichen Unfall- 
versicherung. 

23. Zu Artikel 3 Nummer 35 

(§ 221b Absatz 3 Satz 2 SGB VII) 

In Artikel 3 Nummer 35 § 221b Absatz 3 ist Satz 2 wie 
folgt zu fassen: 

„Wird ein Unternehmen in eine neue Rechtsform über- 
führt, aufgelöst oder an einen Nachfolger übergeben, 
entfallen die für den vorherigen Unternehmer fest- 
gestellten Angleichungssätze.“ 

Begründung 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Regelung dürfte in 
der Praxis nicht zweifelsfrei umsetzbar sein; die Be- 
gründung lässt vermuten, dass zudem nur von einem 
für den jeweiligen Unternehmer positiv wirkenden An- 
gleichungssatz ausgegangen wurde. 

24. Zu Artikel 3 Nummer 35 (§ 221b Absatz 3 

Satz 3 - neu -, 

Satz 4 -neu -SGB VII) 

Artikel 5 Nummer 30 (§ 64 Absatz 4 Satz 2 - neu - 
bis Satz 4 - neu - 
KVLG 1989) 

a) Dem Artikel 3 Nummer 35 § 221b Absatz 3 sind 
folgende Sätze anzufügen: 

„Für während der Übergangszeit neu aufzuneh- 
mende Unternehmer, deren Unternehmen sich aus 
Bestandteilen mehrerer vorheriger Unternehmen 
bildet, ist aus den festgestellten Angleichungssätzen 
der vorherigen Unternehmer nach Absatz 2 ein Mit- 
telwert zu bilden. Das Nähere regelt die Satzung.“ 

b) Dem Artikel 5 Nummer 30 § 64 Absatz 4 sind fol- 
gende Sätze anzufügen: 

„Für während der Übergangszeit neu aufzuneh- 
mende Unternehmer sind die für den vorherigen 
Unternehmer nach Absatz 3 festgestellten An- 
gleichungssätze anzuwenden. Für während der 
Übergangszeit neu aufzunehmende Unternehmer, 
deren Unternehmen sich aus Bestandteilen mehrerer 
vorheriger Unternehmen bildet, ist aus den festge- 
stellten Angleichungssätzen der vorherigen Unter- 
nehmer nach Absatz 3 ein Mittelwert zu bilden. Das 
Nähere regelt die Satzung.“ 


Begründung 
Zu Buchstabe a 

In § 221b Absatz 3 Satz 2 SGB VII-E soll die Fallkon- 
stellation geregelt werden, dass während der Über- 
gangszeit Unternehmer neu aufgenommen werden. 
Nicht geregelt ist aber die Frage, welcher Anglei- 
chungssatz gelten soll, wenn die Untemehmensbe- 
standteile der neuen Unternehmer von mehreren Vor- 
gängern stammen. Auch für diese Fallgestaltung ist 
eine Regelung zu treffen. 

Zu Buchstabe b 

ln § 64 KVLG 1989 sind für diese Fallgestaltungen ent- 
sprechende Regelungen zu treffen. 

25. Zu Artikel 3 Nummer 35 (§ 221b Absatz 4 SGB VII) 

ln Artikel 3 Nummer 35 § 221b Absatz 4 sind die Wör- 
ter „kann die Satzung Härtefallregelungen vorsehen.“ 
durch die Wörter „sieht die Satzung Härtefallregelun- 
gen vor.“ zu ersetzen. 

Begründung 

Wegen der besonderen Bedeutung von Härtefallrege- 
lungen während der Übergangszeit ist eine entspre- 
chende Satzungsregelung obligatorisch vorzusehen; sie 
sollte dagegen nicht in das Ermessen des satzunggeben- 
den Organs gestellt werden. 

26. Zu Artikel 4 Nummer 5a - neu - 

(§ 23 Absatz 7 ALG) 

In Artikel 4 ist nach Nummer 5 folgende Nummer ein- 
zufügen: 

,5a. In § 23 Absatz 7 werden die Wörter „die Hälfte“ 
durch die Wörter „die volle Höhe“ ersetzt. 1 

Begründung 

ln einigen Regionen Deutschlands wird die Abgabe 
des landwirtschaftlichen Unternehmens dadurch er- 
schwert, dass keine Nachfragen nach diesen Flächen 
bestehen. Dies betrifft z. B. Steillagenweinbauflächen. 
Landwirte, die Flächen aufgrund fehlender Nachfrage 
nachweisbar nicht abgeben können, müssen nach einer 
Übergangszeit eine ungekürzte Altersrente bei Weiter- 
bewirtschaftung des Betriebes erhalten. 

27. Zu Artikel 4 Nummer 26 Buchstabe a, Buchstabe b 

(§ 80 - Überschrift, Absatz 1 Satz 1 ALG) 

In Artikel 4 ist Nummer 26 wie folgt zu ändern: 

a) In Buchstabe a § 80 Überschrift sind die Wörter „so- 
wie für Betriebs- und Haushaltshilfe“ zu streichen. 

b) Buchstabe b ist wie folgt zu fassen: 

,b) In Absatz 1 Satz 1 werden das Wort „Alterskas- 
sen“ durch das Wort „Alterskasse“ ersetzt und 
die Worte „sowie für Betriebs- und Haushalts- 
hilfe“ gestrichen. 1 

Begründung 

Die Begrenzung der jährlichen Ausgaben für die Be- 
triebs- und Haushaltshilfe ist zu streichen, weil auf 
diese Leistungen ein Rechtsanspruch besteht. Wer die 
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Voraussetzungen für die Gewährung von Betriebs- und 
Haushaltshilfe nach § 36ff. ALG erfüllt, erhält die Leis- 
tung auch. 

28. Zu Artikel 4 Nummer 28 Buchstabe a 

(§ 84 Absatz lb - neu - Satz 4 — neu - ALG) 

Dem Artikel 4 Nummer 28 Buchstabe a § 84 Absatz lb 
ist folgender Satz anzufügen: 

„Für Personen, die als Folge einer durch die landwirt- 
schaftliche Alterskasse bis zum 31. Dezember 2013 
erfolgten Festsetzung der Mindestgröße nach § 1 
Absatz 5 versicherungspflichtig werden, gelten die 
Sätze 2 und 3 entsprechend.“ 

Begründung 

Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass durch eine 
Absenkung der Mindestgröße in der landwirtschaft- 
lichen Alterssicherung Personen versicherungspflichtig 
werden, die vorher nicht versicherungspflichtig waren. 
Auch diesen sollte die Möglichkeit gegeben werden, 
sich von einer Versicherungspflicht befreien zu lassen. 

29. Zu Artikel 5 Nummer 18 (§ 36 KVLG 1989) 

In Artikel 5 ist Nummer 18 wie folgt zu fassen: 

,18. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „landwirtschaft- 
liche Krankenkasse“ durch die Wörter „Ge- 
schäftsstelle der Sozialversicherung für Land- 
wirtschaft, Forsten und Gartenbau“ und das 
Wort „Bezirk“ durch die Wörter „Zuständig- 
keitsbezirk nach den Grenzen der am 31. De- 
zember 2012 bestehenden Träger der landwirt- 
schaftlichen Sozialversicherung“ ersetzt. 

b) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 1 gilt nicht für Geschäftsstellen der So- 
zialversicherung für Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau, die innerhalb ihres Aufgaben- 
bereichs bundesweit zuständig sind.“ 

c) Die Sätze 3 und 4 werden aufgehoben. 
Begründung 

Die Wahrnehmung der Aufgaben der (funktionalen) 
Landesverbände der Krankenkassen soll weiterhin auf 
regionaler Ebene erfolgen. Dazu bedarf es zur Klärung 
der örtlichen Zuständigkeit einer eindeutigen Zuord- 
nung der Geschäftsstellen. Diese hat im Wege einer An- 
passung der bestehenden Regelung zu erfolgen. Aus 
Gründen der Verwaltungsvereinfachung werden even- 
tuelle Doppelzuständigkeiten (in Hinblick auf den bun- 
desweiten Zuständigkeitsbereich der bisherigen Kran- 
kenkasse für den Gartenbau, welche bislang schon 
keine Landesverbandsaufgaben wahrgenommen hatte) 
von vornherein ausgeschlossen. 

30. Zu Artikel 5 Nummer 30 

(§ 64 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 KVLG 1989) 

In Artikel 5 Nummer 30 ist § 64 wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 Satz 1 ist die Angabe „§ 40“ durch die 
Angabe „§§ 40 und 46“ zu ersetzen. 


b) In Absatz 2 sind die Wörter „der nach § 40 berech- 
nete Beitrag“ durch die Wörter „die nach §§40 und 
46 berechneten Beiträge“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die in § 64 KVLG-E 1989 vorgesehene Regelung einer 
Übergangszeit und Beitragsangleichung erfasst aus- 
schließlich die Pflichtversicherten nach § 40 KVLG 
1989. Damit wären für freiwillig Versicherte nach § 46 
KVLG 1989 bereits ab 2013 bundesweit einheitliche 
Beiträge zu erheben, obwohl in diesem Jahr noch ge- 
trennte Finanzkreise der bisherigen Zuständigkeitsbe- 
reiche bestehen. Für freiwillig Versicherte sollte außer- 
dem ein den Pflichtversicherten entsprechendes 
Angleichungsverfahren festgelegt werden. 

3 1 . Zu Artikel 5 Nummer 30 (§ 64 Absatz 5 KVLG 1989) 

In Artikel 5 Nummer 30 § 64 Absatz 5 sind die Wörter 
„kann die Satzung Härtefallregelungen vorsehen“ 
durch die Wörter „sind in der Satzung Härtefallregelun- 
gen vorzusehen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Es ist derzeit nicht absehbar, wie sich die Beiträge bei 
einem bundesweit einheitlichen Beitragsmaßstab ent- 
wickeln werden. Daher sind Härtefallregelungen vorzu- 
sehen. 

32. Zu Artikel 6 Nummer 5 - neu - 

(§ 19 Absatz 2 FELEG) 

Dem Artikel 6 ist folgende Nummer anzufügen: 

,5. § 19 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die bei der Durchführung dieses Gesetzes 
entstehenden Verwaltungskosten werden vom Bund 
getragen. 1 “ 

Begründung 

Folgeänderung zur Schaffung eines Bundesträgers. 
Bisher werden die Verwaltungskosten von den Ländern 
getragen. Nach Schaffung des Bundesträgers muss der 
Bund die Verwaltungskosten zur Abwicklung des 
FELEG tragen. 

Gegenäußerung der Bundesregierung 
Zu Nummer 1 - Zum Gesetzentwurf insgesamt 
Zu Buchstabe a 

Die Bundesregierung begrüßt, dass der Bundesrat das Ziel 
der Bundesregierung, durch eine Anpassung der Organisa- 
tionsstrukturen an den fortschreitenden Strukturwandel in 
der Landwirtschaft die landwirtschaftliche Sozialversiche- 
rung als eigenständiges soziales Sicherungssystem zu er- 
halten, unterstützt und sich einer zentralen Organisations- 
struktur - wie sie der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
vorsieht - nicht verschließt. 

Zu Buchstabe b 

Zur Schwäche der derzeitigen Organisationsstruktur der 
landwirtschaftlichen Sozialversicherung und den Möglich- 
keiten der Erschließung von Synergiepotenzialen durch die 
Errichtung eines Bundesträgers wird auf den allgemeinen 
Teil der Begründung des Gesetzentwurfs verwiesen. 
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Zu den Buchstaben c und d 

Die Bundesregierung stimmt der Auffassung des Bundes- 
rates zu, dass die Funktionsfähigkeit des agrarsozialen Si- 
cherungssystems zu gewährleisten ist. Aus diesem Grund 
wird die Organisation des Systems den veränderten Verhält- 
nissen angepasst. Die bisherige Qualität der Versichertenbe- 
treuung wird weiterhin sichergestellt. 

Zu Buchstabe e 

Die Bundesregierung misst dem Grundsatz vom „Vorrang 
der Selbstverwaltung“ auch bei der Neuorganisation der 
landwirtschaftlichen Sozialversicherung hohes Gewicht bei. 
Dies gilt insbesondere auch bei der Festsetzung des einheit- 
lichen Beitragsmaßstabs. Die Anbindung an die Sozialpart- 
ner vor Ort wird insbesondere durch die Regionalbeiräte 
und den Beirat für den Gartenbau gewährleistet. 

Zu Buchstabe f 

Der Umbau der Organisation der landwirtschaftlichen So- 
zialversicherung wird bereits mit erheblichen zusätzlichen 
Bundesmitteln für die landwirtschaftliche Unfallversiche- 
rung (LUV) flankiert. Zudem enthält der Gesetzentwurf 
ausreichende Regelungen, um mögliche Mehrbelastungen 
der Landwirte ausgleichen zu können. Die Beitragsanglei- 
chung in der LUV erfolgt über einen Zeitraum von fünf Jah- 
ren. Zur Vermeidung unzumutbarer Beitragserhöhungen 
können Härtefallregelungen vorgesehen werden. Zusätzlich 
besteht die Möglichkeit, Mittel aus den Sondervermögen zu 
entnehmen. 

Zu Nummer 2 - Artikel 1 

(§ 4 Absatz 1 Satz 3 und 3a — neu Gesetz zur Errichtung 
der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und 
Gartenbau) 

Zu Buchstabe a 

Ob die bisher im Gesetzentwurf verwendete Bezeichnung 
„Geschäftsstellen“ geändert werden sollte, wird im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren geprüft. Der Zusatz „ohne eigene 
Rechtspersönlichkeit“ ist nach Auffassung der Bundesregie- 
rung überflüssig. 

Zu Buchstabe b 

Im Gesetzentwurf ist bereits festgelegt, dass die Hauptver- 
waltungen aller bisherigen Träger weiterhin als Standorte 
bestehen bleiben. Eine darüber hinausgehende Festlegung 
der einzelnen Standorte des neuen Bundesträgers „Sozial- 
versicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau“ 
sollte nach Auffassung der Bundesregierung nicht gesetz- 
lich geregelt werden. Nach dem Grundsatz vom „Vorrang 
der Selbstverwaltung“ sollte dies der Selbstverwaltung 
überlassen bleiben. Dieser muss auch Handlungsspielraum 
zur Gestaltung einer effizienten Aufbauorganisation einge- 
räumt werden. 

Zu Nummer 3 - Artikel 1 

(§ 4 Absatz 1 Satz 4, Absatz la - neu - Gesetz zur Errich- 
tung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau) 

Mitglieder des Beirates für den Gartenbau sollen diejenigen 
Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane des jetzigen Trä- 


gers sein, die nicht in die Selbstverwaltungsorgane der So- 
zialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau 
gewählt werden. Mit dem Ende der laufenden Wahlperiode 
der Selbstverwaltungsorgane wird es keine derartigen Mit- 
glieder der früheren Vertreterversammlung mehr geben, die 
in den Beirat berufen werden können. Bei der nächsten So- 
zialwahl im Jahr 2017 werden die Organe der Sozialversi- 
cherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau von al- 
len Versicherten unabhängig von Regionen und Branchen 
gewählt. 

Zudem sollen der Beirat für den Gartenbau ebenso wie die 
Regionalbeiräte in einem Übergangszeitraum bis 2017 spe- 
zifische Belange der Regionen und des Gartenbaus vertre- 
ten. Die Beiräte haben nach dem Gesetzentwurf Vorschlags- 
rechte zur Festsetzung der Umlage in der LUV und zur 
Festsetzung der Beiträge in der landwirtschaftlichen Kran- 
kenversicherung (LKV) sowie zur Verwendung der Sonder- 
vermögen. Die Vorschlagsrechte hinsichtlich der Umlagen- 
und Beitragsfestsetzung beziehen sich nur auf den Anpas- 
sungsprozess in der Übergangszeit. Die Sondervermögen 
werden bis 2017 aufgebraucht sein. 

Die im Jahr 2017 zu wählende Selbstverwaltung des 
Bundesträgers ist bereits nach geltendem Recht befugt, re- 
gionale oder branchenspezifische Beiräte einzurichten. 
Beispiele hierfür gibt es bei den im Rahmen des Unfallver- 
sicherungsmodemisierungsgesetzes fusionierten gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften. 

Unabhängig davon wird die Bundesregierung prüfen, ob 
den branchenspezifischen Belangen durch eine dauerhafte 
Errichtung von Fachausschüssen gesetzlich Rechnung ge- 
tragen werden sollte. 

Zu Nummer 4 - Artikel 1 

(§ 4 Absatz 1 - Gesetz zur Errichtung der Sozialversiche- 
rung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau) 

Nach der in Artikel 1 § 4 Absatz 1 Satz 3 LSV-NOG vorge- 
sehenen Regelung wird die Hauptverwaltung des bisherigen 
Sozialversicherungsträgers für den Gartenbau Geschäfts- 
stelle. Außerdem wird für die Übergangszeit bis 2017 bei 
dieser Geschäftsstelle als Bindeglied zwischen der Selbst- 
verwaltung des neuen Bundesträgers und den Mitgliedern 
bzw. Versicherten ein Beirat für die Belange des Gartenbaus 
eingerichtet (Artikel 2 § 7 LSV-NOG). Die Bundesregie- 
rung prüft, ob darüber hinaus konkrete Regelungen über die 
fachspezifische Betreuung bestimmter Branchen sachge- 
recht sind. 

Zu Nummer 5 - Artikel 1 

(§ 4 Absatz la - neu -, Gesetz zur Errichtung der Sozialver- 
sicherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Eine Übertragung der Budget- und Personalverantwortung 
auf die Geschäftsstellen würde dazu führen, dass die Perso- 
nalhoheit und das Budgetrecht der Selbstverwaltung des 
Bundesträgers missachtet würden. Der Vorschlag wider- 
spricht der Konzeption eines Bundesträgers und verhindert 
eine stringente und effiziente Binnenorganisation. Inwie- 
weit Kompetenzen auf die Geschäftsstellen übertragen wer- 
den, soll der Entscheidung der Selbstverwaltung des neuen 
Bundesträgers überlassen bleiben. 
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Zu Nummer 6 - Artikel 1 

(§ 7 - Gesetz zur Errichtung der Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau) 

Die Bundesregierung stimmt dem Anliegen des Bundesrates 
zu, dass die bisherige Mitgliedschaft in Versorgungseinrich- 
tungen berücksichtigt werden muss und bisher geleistete 
Umlagebeträge nicht gefährdet werden dürfen. Sie prüft im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren, ob diesem Anliegen mit 
der Regelung im Gesetzentwurf ausreichend Rechnung ge- 
tragen wird. 

Zu Nummer 7 - Artikel 2 

(§ 1 Absatz 1 Satz 3 - neu - bis Satz 5 - neu -, Absatz 3 
Satz 3, Absatz 4, § 3 Absatz 1, Absatz 2 - Gesetz zu Über- 
gangsregelungen zur Errichtung der Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau) 

Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Bundesregierung wird im weiteren Verfahren prüfen, ob 
eine Regelung getroffen werden sollte, um für Dienstord- 
nungsangestellte die Weitergeltung des bisherigen Rechts- 
zustandes zu ermöglichen. Für Beamte und Beamtinnen sol- 
len die allgemeinen Regelungen des Beamtenrechts gelten. 
Sofern bereits vor Inkrafttreten des LSV-NOG Vereinbarun- 
gen zur Ausgestaltung der Altersteilzeit und zum Eintritt in 
den Ruhestand getroffen worden sind, gelten diese fort. Ei- 
ner besonderen Regelung bedarf es nicht. Eine Weitergel- 
tung von günstigeren Regelungen des bisher geltenden Lan- 
desrechts bezüglich der Altersgrenze zum Eintritt in den 
Ruhestand ohne Versorgungsabschlag wird von der Bundes- 
regierung abgelehnt. 

Zu den Doppelbuchstaben bb und ec 

Die Bundesregierung lehnt die Vorschläge ab. 

Das für den Beschäftigten günstigere Recht ist vorrangig. 
Eine ausdrückliche Erwähnung dieser Gesetzessystematik 
ist daher nicht erforderlich. 

Zu Buchstabe b 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Zu Doppelbuchstabe aa 

Eine Weitergeltung der Dienstordnungen der 37 Vorgänger- 
organisationen ist für die Verwaltung nicht praktikabel. 
Durch die Regelung in Artikel 2 § 8 Absatz 2 Nummer 4 
LSV-NOG wird zudem sichergestellt, dass der Errichtungs- 
ausschuss bereits im Laufe des Jahres 2012 den Entwurf ei- 
ner Dienstordnung ausarbeitet, damit sich die Sozialversi- 
cherung für Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau nach 
ihrer Errichtung kurzfristig eine neue Dienstordnung geben 
kann. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Eine Weitergeltung der Dienstvereinbarungen der 37 Vor- 
gängerorganisationen ist für die Verwaltung ebenfalls nicht 
praktikabel. Die Bundesregierung geht davon aus, dass neue 
Dienstvereinbarungen möglichst kurzfristig abgeschlossen 
und in Kraft gesetzt werden. Eine Weitergeltung der alten 


Dienstvereinbarungen ist dem Abschluss neuer einheitlicher 
Dienstvereinbarungen nicht förderlich. Im Übrigen steht es 
dem Spitzenverband der landwirtschaftlichen Sozialver- 
sicherung und der Gemeinsamen Personalvertretung frei, 
schon jetzt eine Vereinheitlichung vorzubereiten. Die Bun- 
desregierung prüft, wie der möglichst kurzfristige Ab- 
schluss neuer Dienstvereinbarungen gefördert werden kann. 

Zu Nummer 8 - Artikel 2 

(§ 1 Absatz 3 Satz 5 - Gesetz zu Übergangsregelungen zur 
Errichtung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Fors- 
ten und Gartenbau) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Die Festlegungen zur Ausgleichszahlung und deren Ab- 
schmelzung entsprechen den Bestimmungen, die für Be- 
amte und Dienstordnungsangestellte nach § 19b Bundes- 
besoldungsgesetz (BBesG) in der Fassung des vom 
Deutschen Bundestages am 15. Dezember 20 11 verabschie- 
deten Gesetzes zur Unterstützung der Fachkräftegewinnung 
im Bund und zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vor- 
schriften (bei Dienstordnungsangestellten in Verbindung 
mit § 3 der Dienstordnung für die Angestellten des Spitzen- 
verbandes der landwirtschaftlichen Sozialversicherung) 
gelten, Bundestagsdrucksachen 17/8178 und 17/7142. Ein 
davon abweichender Abschmelzungsmodus für die Tarif- 
beschäftigten kann nicht begründet werden. 

Zu Nummer 9 - Artikel 2 

(§ 1 Absatz 5 Satz 1 - Gesetz zu Übergangsregelungen zur 
Errichtung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Fors- 
ten und Gartenbau) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Unter „Beschäftigten“ im Sinne der Vorschrift sind zwar 
auch abgeordnete Beschäftigte zu verstehen; dies geht aus 
der Begründung des Gesetzentwurfes ausdrücklich hervor. 
Zur Klarstellung sollen die abgeordneten Beschäftigten je- 
doch auch in den Gesetzestext aufgenommen werden. 

Zu Nummer 10 - Artikel 2 

(§ 2 Absatz 2 - neu -, Gesetz zu Übergangsregelungen zur 
Errichtung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Fors- 
ten und Gartenbau) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Die Entscheidung über das Personalkonzept, das in engem 
Zusammenhang mit dem Organisations- und Standortkon- 
zept steht, ist Aufgabe der Selbstverwaltung des zukünfti- 
gen Bundesträgers. Mit einer gesetzlichen Festlegung der 
Leitung der Geschäftsstellen würde in die Entscheidungsho- 
heit der Selbstverwaltungsorgane in unangemessener Weise 
eingegriffen. 

Zu Nummer 11 - Artikel 2 

(§ 7 Absatz 4 - Gesetz zu Übergangsregelungen zur Errich- 
tung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau) 

Nach dem Gesetzentwurf hat der Beirat für den Gartenbau 
in der Übergangszeit bis 2017 ein besonderes Vorschlags- 
recht für Unfallverhütungsvorschriften, die ausschließlich 
auf Unternehmen des Gartenbaus anzuwenden sind. Es ist 
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Aufgabe der Selbstverwaltung, in dem von ihr zu beschlie- 
ßenden Organisationskonzept eine Fortsetzung der garten- 
bauspezifischen Prävention abzusichern. 

Auch die Ausgestaltung der Beitragsmaßstäbe ist heute wie 
in Zukunft grundsätzlich Aufgabe der Selbstverwaltung. Es 
müssen lediglich die Rahmenbedingungen, z. B. durch eine 
Übergangsphase für die Angleichung der Beitragsmaßstäbe, 
geschaffen werden. Der Entwurf des LSV-NOG lässt zu, 
dass der Beitragsmaßstab der Sozialversicherung für den 
Gartenbau in der LUV und LKV (Arbeitswert) neben dem 
Beitragsmaßstab für die Landwirtschaft auch unter dem 
Dach eines einheitlichen Trägers fortgeführt wird. Auch das 
vom Spitzenverband der landwirtschaftlichen Sozialver- 
sicherung zur Harmonisierung der Beiträge in der LUV in 
Auftrag gegebene Gutachten empfiehlt der Selbstverwal- 
tung, den Beitragsmaßstab der Sozialversicherung für den 
Gartenbau in der LKV und LUV neben dem Beitragsmaß- 
stab für die Landwirtschaft auch unter dem Dach eines ein- 
heitlichen Trägers fortzuführen. 

Zu Nummer 12 - Artikel 2 

(§ 8 Absatz 1 Satz 3 und 4 - Gesetz zu Übergangsregelungen 
zur Errichtung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, 
Forsten und Gartenbau) 

Die Bundesregierung lehnt eine Erhöhung der Mitglieder- 
zahl des Errichtungsausschusses auf 27 Personen ab. 

Der Errichtungsausschuss hat die Aufgaben, die Errichtung 
und die Arbeitsaufnahme des Bundesträgers in einem sehr 
kurzen Zeitraum effizient vorzubereiten. Während der Refe- 
rentenentwurf vorsah, dass der Errichtungsausschuss aus 
den (neun) Mitgliedern des Vorstandes des Spitzenverban- 
des der landwirtschaftlichen Sozialversicherung bestehen 
soll, ist die Mitgliederzahl aufgrund der Stellungnahmen der 
Länder und der derzeitigen Träger der landwirtschaftlichen 
Sozialversicherung im Regierungsentwurf bereits auf 18 
Personen erhöht worden. In der Errichtungsphase werden 
wichtige Entscheidungen der Selbstverwaltung vorbereitet. 
Um die Handlungsfähigkeit und eine effiziente Arbeits- 
weise des Gremiums zu gewährleisten, darf es nicht zu groß 
werden. Daher sind 18 Mitglieder angemessen, aber auch 
ausreichend. Es ist sichergestellt, dass jeder Träger mit zwei 
Repräsentanten vertreten ist, die unterschiedlichen Gruppen 
angehören. 

Zu Nummer 13 - Artikel 2 

(§ 8 Absatz 5 - neu Gesetz zu Übergangsregelungen zur 
Errichtung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Fors- 
ten und Gartenbau) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Es besteht keine Veranlassung, gesetzlich zu bestimmen, in 
welcher Weise der Errichtungsausschuss seine Sitzungen 
vorbereitet. In welcher Art und Weise die Geschäftsführer 
einbezogen werden, ist eine verwaltungsorganisatorische 
Frage und von der Selbstverwaltung zu entscheiden. 

Zu Nummer 14 - Artikel 2 

(§ 9 - Gesetz zu Übergangsregelungen zur Errichtung der 
Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und Garten- 
bau) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 


Der Haushaltsplan der Sozialversicherung für Landwirt- 
schaft, Forsten und Gartenbau für das Jahr 2013 soll vom 
Vorstand und der Vertreterversammlung des Spitzenverban- 
des der landwirtschaftlichen Sozialversicherung auf- bzw. 
festgestellt werden, weil dort alle Vorgängerorganisationen 
vertreten sind und damit bei der Beratung und Beschlussfas- 
sung über den Haushaltsplan beteiligt werden. Eine Umset- 
zung des Vorschlags des Bundesrates würde erheblichen bü- 
rokratischen Aufwand bedeuten, weil die von den bis zum 
31. Dezember 2012 bestehenden Trägem der landwirt- 
schaftlichen Sozialversicherung auf- und festgestellten so- 
wie von deren Aufsichtsbehörden genehmigten „Teilhaus- 
haltspläne“ zusammengefügt werden müssten. Es wäre auch 
nicht gewährleistet, dass sich die „Teilhaushaltspläne“ zu ei- 
nem genehmigungsfahigen Haushaltsplan des Bundes- 
trägers zusammenfügen lassen. Schließlich könnte das 
Bundesversicherungsamt als Aufsichtsbehörde über den 
Bundesträger seiner Aufsichtsfunktion nicht gerecht wer- 
den, wenn die „Teilhaushaltspläne“ bereits genehmigt wä- 
ren und der Haushaltsplan des Bundesträgers vom Bundes- 
versicherungsamt insoweit nicht mehr beanstandet werden 
könnte. 

Zu Nummer 15 - Artikel 2 

(§10 Absatz 3 - Gesetz zu Übergangsregelungen zur Errich- 
tung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten und 
Gartenbau) 

Der Vorschlag wird im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
geprüft. 

Die Bundesregierung steht einer stärkeren Beteiligung der 
Selbstverwaltung an der Sicherstellung der finanziellen Leis- 
tungsfähigkeit des Bundesträgers aufgeschlossen gegenüber. 
Dabei muss allerdings berücksichtigt werden, dass die Rege- 
lung nicht nur für das Jahr 2013 gilt. Die Bildung von Son- 
dervermögen für die gesamte Übergangszeit darf nicht dazu 
führen, dass dadurch nach dem Jahr 2013 die finanzielle 
Mindestausstattung des Bundesträgers gefährdet wird. 

Zu Nummer 16 - Artikel 2 

(§11- neu -, Gesetz zu Übergangsregelungen zur Errich- 
tung der Sozialversicherung für Landwirtschaft, Forsten 
und Gartenbau) 

Die Bundesregierang lehnt den Vorschlag ab. 

Die Freiwilligkeit der Bundeszuschüsse und der damit ver- 
bundene Reformanreiz haben sich in jahrzehntelanger Pra- 
xis bewährt. Die Gewährung laufender Zuschüsse des Bun- 
des an die LUV sollte wie bisher — auch unter dem 
Gesichtspunkt von Prioritätensetzungen - der Entscheidung 
des Haushaltsgesetzgebers überlassen werden. 

Zu Nummer 17 - Artikel 3 Nummer 2a - neu - 

(§ 5 SGB VII) 

Der Vorschlag kann nicht aufgegriffen werden. Eine Neuab- 
grenzung des unteren Katasterbereichs in der LUV wurde 
im Rahmen des Gesetzes zur Modernisierung des Rechts 
der landwirtschaftlichen Sozialversicherung eingehend dis- 
kutiert und umgesetzt. Darüber hinausgehende weitrei- 
chende Änderungen können nicht ohne gründliche Prüfung 
erfolgen, wobei insbesondere die damit verbundenen gra- 
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vierenden finanziellen Auswirkungen berücksichtigt wer- 
den müssen. 

Zu Nummer 18 - Artikel 3 Nummer 19, 

Nummer 19a - neu - bis 19c - neu 

(Überschrift Abschnitt 3a des Fünften Kapitels, SS 143a bis 
143i SGB VII) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Die vorgeschlagenen Änderungen des Siebten Buches So- 
zialgesetzbuch (SGB VII) zu Rechtsstellung und Aufgaben 
der Geschäftsstellen und zu den Regionalbeiräten kann 
schon aus systematischen Gründen nicht aufgegriffen wer- 
den. Für die Organisation des Bundesträgers gelten für die 
Übergangszeit bis 2017 die speziellen Regelungen des Arti- 
kels 2 des LSV-NOG, danach gelten die im Vierten Buch 
Sozialgesetzbuch (SGB IV) enthaltenen Regelungen zur 
Selbstverwaltung einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts. Im Übrigen wird auf die Ausführungen zur Frage 
der dauerhaften Einrichtung von Beiräten bzw. Fachaus- 
schüssen zu Nummer 3 verwiesen. 

Zu Nummer 19 - Artikel 3 Nummer 30 

(§ 187a Absatz 1 Satz 3 SGB VII), 
Artikel 4 Nummer 25 
(§ 79 Absatz 1 Satz 3 ALG), 

Artikel 5 Nummer 11 

(§ 18a Absatz 1 Satz 3 KVLG 1989) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu Nummer 20 - Artikel 3 Nummer 31 Buchstabe d 

(§ 197 Absatz 4 Satz 2 SGB VII) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Durch Artikel 20 des Jahressteuergesetzes 2009 wurde die 
in § 197 Absatz 4 Satz 1 SGB VII enthaltene Verpflichtung 
zur Datenübermittlung durch die Vermessungsverwaltung 
über die landwirtschaftliche Sozialversicherung hinaus im 
Hinblick auf die Bedeutung des Wirtschaftswerts in der 
landwirtschaftlichen Sozialversicherung auch auf die Fi- 
nanzbehörden erstreckt. Die vom Bundesrat selbst empfoh- 
lene und auch Gesetz gewordene Fassung des § 197 Ab- 
satz 4 SGB VII berücksichtigt, dass der grundsätzliche Auf- 
gabenbereich der Sozialversicherung betroffen und die Re- 
gelung zutreffend im SGB VII normiert ist. 

Die zu übermittelnden Daten dürfen nur für die im Einzel- 
nen aufgeführten Zwecke genutzt werden. Mit der im 
Gesetzentwurf vorgesehenen Änderung sollen nur redak- 
tionelle Anpassungen als Folge der Schaffung eines Bun- 
desträgers vorgenommen werden; insbesondere entfällt 
dadurch eine Übermittlung an die landwirtschaftliche So- 
zialversicherung über eine Kopfstelle. Weitergehende in- 
haltliche Änderungen sind nicht vorgesehen. Eine Weiter- 
gabe von Daten der Sozialversicherungsträger an die 
Finanzbehörden kam und kommt nach der Vorschrift nicht 
in Betracht. 

Zu Nummer 21 - Artikel 3 Nummer 34 

(§ 221 Absatz 3 SGB VII) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Eine zeitliche Verschiebung für die Festlegung eines bun- 
deseinheitlichen Beitragsmaßstabs für die LUV ist nicht er- 


forderlich. Das notwendige Datenmaterial ist überwiegend 
vorhanden, die notwendigen Umstellungsarbeiten sollten 
innerhalb von zwei Jahren bewältigt werden können. Auch 
das vom Spitzenverband der landwirtschaftlichen Sozialver- 
sicherung bei Prof. Dr. Bahrs in Auftrag gegebene Gut- 
achten zu „Möglichkeiten der Harmonisierung von Be- 
messungsgrundlagen für die Beitragsgestaltung in der 
landwirtschaftlichen Sozialversicherung“ kommt zu dem 
Ergebnis, dass die Einführung eines gemeinsamen Beitrags- 
maßstabs für die Umlage 2013 sinnvoll bzw. möglich ist. 

Zu Nummer 22 - Artikel 3 Nummer 34 

(§ 221 Absatz 4 SGB VII), 

Nummer 35 

(§ 221b Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1, Nummer 2 SGB VII), 
Artikel 5 Nummer 30 
(§ 64 Absatz 1 Satz 1, Satz 2 Absatz 2, 
Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 KVLG 1989) 

Auf die Ausführungen zu Nummer 2 1 wird verwiesen. 

Zu Nummer 23 - Artikel 3 Nummer 35 

(§ 221b Absatz 3 Satz 2 SGB VII) 

Die Bundesregierung steht dem mit dem Antrag verfolgten 
Anliegen, die Regelung zu den Angleichungssätzen bei 
einer Veränderung des Unternehmens während der Über- 
gangszeit zu präzisieren, grundsätzlich positiv gegenüber. 
Die mögliche Ausgestaltung einer Regelung wird geprüft. 

Zu Nummer 24 - Artikel 3 Nummer 35 

(§ 221b Absatz 3 Satz 3 - neu—, 

Satz 4 -neu -SGB VII), 

Artikel 5 Nummer 30 
(§ 64 Absatz 4 Satz 2 - neu — 
bis Satz 4 - neu - KVLG 1989) 

Die Bundesregierung steht dem mit dem Antrag verfolgten 
Anliegen, die Regelung zu den Angleichungssätzen für 
während der Übergangszeit neu aufzunehmende Untemeh- 
mensteile zu präzisieren, grundsätzlich positiv gegenüber. 
Die mögliche Ausgestaltung einer Regelung wird geprüft. 

Zu Nummer 25 - Artikel 3 Nummer 35 

(§ 221b Absatz 4 SGB VII) 

Der Vorschlag wird im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
geprüft. 

Die Bundesregierung macht jedoch darauf aufmerksam, 
dass die allgemeine Abfederung des Anpassungsprozesses 
in der Übergangszeit durch die Angleichungssätze erfolgt. 
Nur wenn sich im Rahmen der Beschlüsse zu dem künftigen 
Beitragsmaßstab trotz der sich über mehrere Jahre erstre- 
ckenden Anpassung in Einzelfällen Härten zeigen sollten, 
eröffnet die Regelung der Selbstverwaltung den Spielraum, 
darauf zu reagieren. Dabei müsste die Selbstverwaltung de- 
finieren, bei welchen Sachverhalten eine unbillige Härte an- 
zunehmen ist und wie ihr begegnet werden soll. Der Bun- 
desregierung liegen keine Erkenntnisse vor, dass derartige 
Härtefalle zwangsläufige Folge des Angleichungsprozesses 
sein werden und damit eine Härtefallregelung zwingend ge- 
boten wäre. 
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Zu Nummer 26 - Artikel 4 Nummer 5a - neu - 

(§ 23 Absatz 7 ALG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Im geltenden Recht besteht die Möglichkeit, eine Landesbe- 
hörde zu ermächtigen, die abzugebenden Flächen zu ver- 
kaufen oder zu verpachten. Bereits durch Abgabe dieser Er- 
klärung kann die Rente in halber Höhe bezogen werden, 
obwohl der Betrieb weiter bewirtschaftet wird. Diese Mög- 
lichkeit der Unternehmensabgabe hat bisher keine prakti- 
sche Bedeutung erlangt. Würde in diesen Fällen zukünftig 
die volle Rente gezahlt werden, könnte diese Form der Un- 
temehmensabgabe stark zunehmen. Für die Länder wäre da- 
mit ein sehr hoher Verwaltungsaufwand verbunden. Zum 
Einen hätten sie die Verpflichtung, für eine schnellstmögli- 
che Verwertung der ihnen in großem Umfang angedienten 
Flächen zu sorgen, da anderenfalls zulasten des Bundes die 
volle Rente gezahlt werden muss. Zum Anderen müssten sie 
auch die Frage klären, ob der Betreffende nachweisbar die 
Abgabe nicht auf andere Weise bewirken kann. 

Zu Nummer 27 - Artikel 4 Nummer 26 Buchstabe a, 
Buchstabe b 

(§ 80 — Überschrift, Absatz 1 Satz 1 ALG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Mit dem Wachstumsförderungsgesetz wurden im Jahr 1997 
in der gesetzlichen Rentenversicherung und der Alterssiche- 
rung für Landwirte Ausgaben begrenzende Regelungen ein- 
geführt. Die Tatsache, dass auf entsprechende Leistungen 
ein Rechtsanspruch besteht, stellt kein Argument für die 
Abschaffung der Ausgabenbegrenzung dar, wie der Ver- 
gleich mit der gesetzlichen Rentenversicherung zeigt. Dort 
sind die Leistungen zur Teilhabe wegen der zuvor stark an- 
gestiegenen und den Beitragssatz erhöhenden Ausgaben 
budgetiert, sog. Reha-Budget (§ 287 Absatz 2 SGB VI). Die 
Finanzierungsregelungen haben keine Auswirkungen im 
Einzelfall. Wer die Voraussetzungen für die Gewährung von 
Betriebs- und Haushaltshilfe erfüllt, erhält die Leistung 
auch. 

Sollten im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung 
u. a. aufgrund der demografischen Entwicklung Änderun- 
gen des Anpassungsmechanismus vorgeschlagen werden, 
würde eine wirkungsgleiche Übertragung dieser Regelun- 
gen auf die Alterssicherung der Landwirte Gegenstand einer 
zusammenfassenden Neuregelung der Ausgabenbegrenzun- 
gen sein. Eine vorgezogene Regelung nur für den Bereich 
der Alterssicherung der Landwirte kann daher nicht in Er- 
wägung gezogen werden. 

Zu Nummer 28 - Artikel 4 Nummer 28 Buchstabe a 

(§ 84 Absatz lb - neu — Satz 4 - neu - ALG) 

Der Vorschlag wird im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
geprüft. 

Die Bundesregierung macht jedoch darauf aufmerksam, 
dass nach den Erfahrungen mit freiwilligen Fusionen von 
Trägem der landwirtschaftlichen Sozialversicherung seit 
dem Jahr 2001 mit einer Absenkung der Mindestgröße nicht 
zu rechnen ist. Deshalb wurde bisher eine flankierende Re- 
gelung für diesen Fall für entbehrlich gehalten. 


Zu Nummer 29 - Artikel 5 Nummer 18 (§ 36 KVLG 
1989) 

Die Bundesregierang lehnt den Vorschlag ab. 

Das Anliegen des Bundesrates, dass die Wahrnehmung der 
Aufgaben der Landesverbände der Krankenkassen zukünf- 
tig weiterhin auf regionaler Ebene erfolgen soll, ist grund- 
sätzlich nachvollziehbar. Dem Bundesträger obliegt jedoch 
die Organisationshoheit und damit auch die nähere Ausge- 
staltung der Aufgabenwahrnehmung der Landesverbände 
der Krankenkassen. Die Bundesregierung sieht keine Veran- 
lassung, durch gesetzliche Regelungen in die Organisations- 
hoheit der Selbstverwaltung einzugreifen. Im Übrigen ist 
die Selbstverwaltung nicht gehindert, die Wahrnehmung der 
Landesverbandsaufgaben den Geschäftsstellen zu übertra- 
gen. 

Zu Nummer 30 - Artikel 5 Nummer 30 

(§ 64 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 KVLG 1989) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu, die Bei- 
tragsberechnung auch für die in der LKV freiwilligen Mit- 
glieder erst für das Beitragsjahr 2014 umzustellen. Die nä- 
here Ausgestaltung der Regelung wird geprüft. 

Im Übrigen lehnt die Bundesregierung den Vorschlag ab. 

Die Art der Beitragsbemessung für freiwillig Versicherte in 
der LKV wird allein durch die Satzung der jeweiligen land- 
wirtschaftlichen Krankenkasse bestimmt. Gesetzliche Vor- 
gaben wie bei der Beitragsberechnung nach § 40 KVLG 
1989 für Unternehmer bestehen insoweit nicht. Die Bundes- 
regierung sieht keine Veranlassung, diesen Spielraum für 
die Selbstverwaltung durch gesetzliche Vorgaben für die 
Beitragsangleichung bei freiwillig Versicherten einzu- 
schränken. Die Selbstverwaltung der Sozialversicherung für 
Landwirtschaft, Forsten und Gartenbau ist jedoch nicht ge- 
hindert, in ihrer Satzung eine Übergangszeit und ein Verfah- 
ren für eine Beitragsangleichung sowie ggf. konkrete An- 
gleichungssätze festzulegen. 

Zu Nummer 31 - Artikel 5 Nummer 30 

(§ 64 Absatz 5 KVLG 1989) 

Der Vorschlag wird im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
geprüft. 

Die Bundesregierung macht jedoch darauf aufmerksam, 
dass die allgemeine Abfederung in der Übergangszeit durch 
die Angleichungssätze erfolgt. Nur wenn sich im Rahmen 
der Beschlüsse zur Festsetzung der Beitragsklassen trotz der 
sich über mehrere Jahre erstreckenden Anpassung in Einzel- 
fällen Härten zeigen sollten, eröffnet die Regelung der 
Selbstverwaltung den Spielraum, darauf zu reagieren. Dabei 
müsste die Selbstverwaltung definieren, bei welchen Sach- 
verhalten eine unbillige Härte anzunehmen ist und wie ihr 
begegnet werden soll. Der Bundesregierung liegen keine 
Erkenntnisse vor, dass derartige Härtefälle zwangsläufige 
Folge des Angleichungsprozesses sein werden und damit 
eine Härtefallregelung zwingend geboten wäre. 

Zu Nummer 32 - Artikel 6 Nummer 5 - neu - 

(§ 19 Absatz 2 FELEG) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
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